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Seit einiger Zeit zeichnet sich ab, dass die Stromversorgung in der Schweiz im nächsten 
Jahrzehnt nicht gesichert sein wird, weil einerseits der Stromverbrauch steigt und 
andererseits die ältesten Kernkraftwerke ans Ende ihrer Betriebszeit gelangen. Noch sind 
keine konkreten Absichten oder Massnahmen des Bundes bekannt. Der Bundesrat hat in 
seinen Zielen für 2007 einen Energiestrategie-Bericht lediglich in Aussicht gestellt. 

Widersprüchliche Meinungsäusserungen verschiedener Mitglieder des Bundesrates 
erwecken nicht den Eindruck, dass Lösungsvorschläge mit Aussicht auf Akzeptanz in Sicht 
sind. Es zeichnet sich vielmehr eine Konfliktsituation zwischen Stromversorgung und 
Klimaschutz ab.  

Der Dialog zwischen den sehr heterogenen Gruppierungen, die den energiepolitischen 
Dialog in unserem Land prägen, ist dringend notwendig, wenn akzeptable Lösungen 
gefunden werden sollen. Es ist zu befürchten, dass es dem Bundesrat nicht gelingen wird, 
einen kohärenten Vorschlag vorzulegen, der den Ansprüchen aller Interessierten zu genügen 
vermag. Das übliche Procedere mit einem Bericht des Bundesrats und anschliessender 
Gelegenheit, sich dazu vernehmen zu lassen, birgt überdies die Gefahr eines Zeitverlustes. 
Auch weil dadurch bestehende divergierende Ansichten über die Stromproduktion eher 
zementiert als aufgeweicht werden können, drängt sich ein anderes Vorgehen auf.  

Der Regierungsrat wird daher gebeten, im Namen des Kantons Basel-Stadt bei den 
eidgenössischen Räten die folgende Standesinitiative einzureichen:  

Gestützt auf Art. 160 Abs. 1 der Bundesverfassung unterbreitet der Kanton Basel-Stadt der 
Bundesversammlung die folgende Initiative: 

"Der Bundesrat führt einen Energie-Gipfel durch, der zum Ziel hat, die Stromversorgung der 
Bevölkerung und der Wirtschaft unseres Landes in den kommenden Jahrzehnten 
sicherstellen zu helfen. 

Dabei sollen alle Gruppierungen, welche die energiepolitische Diskussion bisher prägen, 
beteiligt werden, nämlich die verschiedenen Kategorien der Stromverbraucher, 
Stromproduzenten aller Herstellungsarten, politische Instanzen auf Stufe Bund und Kantone, 
Stromverteiler, NGO mit entsprechendem Auftrag und die Wissenschaft. 

Erarbeitet werden sollen die Grundlagen für einen Konsens über die Ausgestaltung der 
Stromversorgung in unserem Land in den nächsten Jahrzehnten." 
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